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Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuregelung der steuerrechtlichen Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums 
- Drucksachen 10/3633, 10/5208 -  

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 11 erhält § 52 Abs. 15 Satz 8 des Einkommen-
steuergesetzes folgende Fassung: 

„Werden nach dem 31. Dezember 1986 

1. die Wohnung und der dazugehörende Grund und Boden ent-
nommen oder veräußert, bevor sie nach Satz 6 als entnommen 
gelten, oder 

2. eine vor dem 1. Januar 1987 einem Dritten entgeltlich zur 
Nutzung überlassene Wohnung und der dazugehörende Grund 
und Boden vor dem 1. Januar 1999 für eigene Wohnzwecke 
oder für Wohnzwecke eines Altenteilers entnommen, 

so bleibt der Entnahme- oder Veräußerungsgewinn ebenfa lls 
außer Ansatz; Nummer 2 ist nur anzuwenden, soweit nicht Woh-
nungen vorhanden sind, die Wohnzwecken des Eigentümers des 
Betriebs oder Wohnzwecken eines Altenteilers dienen und die 
unter Satz 6 oder unter Nummer 1 fallen."  

Bonn, den 20. März 1986 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 

Begründung umseitig 
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Begründung 

Nach Abschluß der Beratungen des federführenden Finanzaus-
schusses hat der Agrarausschuß in seiner gutachtlichen Stellung-
nahme darauf aufmerksam gemacht, daß die Systemumstellung 
auch bei solchen landwirtschaftlichen Wohnungen zu Härten 
infolge steuerpflichtiger Entnahme führen kann, die derzeit noch 
fremdgenutzt sind und infolgedessen nicht unter dieses Gesetz 
und seine großzügige Übergangsregelung fallen. Der Änderungs-
antrag sieht auch für diese Wohnungen eine steuerfreie Entnahme 
vor, wenn sie vor dem 1. Januar 1999 für Wohnzwecke des 
Betriebsinhabers oder eines Altenteilers genutzt werden. 

Allerdings soll diese Möglichkeit nicht bestehen, soweit Wohnun-
gen vorhanden sind, die vom Betriebsinhaber oder einem Alten-
teiler genutzt werden und die bereits nach der Übergangsrege-
lung steuerfrei entnommen werden können. 

Dasselbe ist aus Gleichbehandlungsgründen für Wohnungen vor-
gesehen, die sich im gewillkürten Betriebsvermögen von Gewer-
betreibenden oder Freiberuflern befinden. 


